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AUTORASER

Mit 120 km/h durch die Innenstadt:  
Auto zu Recht sichergestellt
|  Das Verwaltungsgericht (VG) Neustadt a. d. Weinstraße hat in einem Eilverfahren die Sicher-
stellung eines Fahrzeugs nach einem gefährlichen Überholmanöver als rechtmäßig bestä-
tigt.  |

Das war geschehen
Der Antragsteller befuhr eine Straße und beschleunigte sein Fahrzeug sehr stark. Dabei begab 
er sich, ohne zu blinken, auf die Gegenfahrbahn, wo er trotz des Rechtsfahrgebots links an einer 
Verkehrsinsel vorbeifuhr und dann zwei vorausfahrende Pkw überholte. Dabei erreichte er im 
Folgenden eine Geschwindigkeit von ca. 120 km/h bei erlaubten 50 km/h. Er passierte weitere 
fünf Einmündungen, eine Kreuzung sowie zwei Fußgängerwege, Letztere mit einer Geschwin-
digkeit von ca. 110 km/h, bevor er in eine Straße einbog und von den ihm folgenden Polizeibeam-
ten in Zivil einer Verkehrskontrolle unterzogen wurde.

Die an dem Vorfall beteiligten Polizeibeamten stellten im Anschluss an die erfolgte Kontrolle 
des Fahrers das Fahrzeug zur Gefahrenabwehr sicher.

Widerspruch gegen Sicherstellung des Fahrzeugs
Der Antragsteller legte gegen die Sicherstellung Widerspruch ein und beantragte die Heraus-
gabe des Fahrzeugs. Wegen der fehlenden, sog. aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs 
wandte er sich zudem mit einem Eilantrag an das VG.

Sicherstellung nicht zu beanstanden
Dieser hatte keinen Erfolg. Die Sicherstellung sei rechtlich nicht zu beanstanden. Im Zeitpunkt 
der Sicherstellung hätten ausreichende Anhaltspunkte dafür vorgelegen, dass der Antragstel-
ler in allernächster Zeit mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit weitere erhebliche 
Verkehrsverstöße begehen werde.

Dafür spreche zum einen das bereits erheblich verkehrswidrige und rücksichtslose Fahrverhal-
ten des Antragstellers unmittelbar vor der Sicherstellung des Fahrzeugs. Dieses sei von einer 
gravierenden Missachtung verkehrsrechtlicher Regelungen und einer kaum zu überbietenden 
Ignoranz der mit einer um mehr als das Doppelte erhöhten Geschwindigkeit innerorts und noch 
dazu in einem Wohngebiet und an mehreren Fußgängerüberwegen einhergehenden Gefähr-
dung anderer Verkehrsteilnehmer – insbesondere gegen Kollisionen völlig ungeschützten Fuß-
gängern – geprägt gewesen. Einsicht in sein Fehlverhalten habe der Antragsteller nicht gezeigt, 
sondern jegliche Aussage verweigert.

Wiederholungstäter im Straßenverkehr
Zum anderen sei er bereits vor dem streitgegenständlichen Vorfall durch erhebliches verkehrs-
widriges Fahrverhalten aufgefallen. Die Häufigkeit, mit der der Antragsteller Verkehrsverstöße 
begehe, zeige, dass er sich weder von Verkehrsregeln, noch von polizeilichen Ansprachen oder 
Bußgeldbescheiden beeindrucken lasse. Im Gegenteil hätten ihn die bisherigen ordnungsrecht-
lichen Sanktionen nicht davon abgehalten, den zur Sicherstellung des Fahrzeugs zum Anlass 
genommenen, erheblichen Verstoß zu begehen.
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KOSTENERSTATTUNG

Abschlepp- und Verwahrungskosten  
bei entferntem Fahrzeug
|  Oft werden private Ausfahrten zugeparkt oder der private Parkplatz von anderen unberech-
tigt genutzt. Das störende Fahrzeug muss dann abgeschleppt werden und der Berechtigte 
muss zusehen, wie er etwaig verauslagte Kosten, z. B. Verwahrkosten, erstattet erhält. Hierzu 
hat jetzt der Bundesgerichtshof (BGH) Wissenswertes entschieden.  |

Parken trotz Parkverbots
Der auf den Kläger zugelassene Pkw wurde von dessen Schwester im Innenhof eines privaten 
Gebäudekomplexes abgestellt, der von einer Immobilienverwalterin verwaltet wird. An der  
Hofeinfahrt war ein Parkverbotsschild mit dem Zusatz „gilt im gesamten Innenhof“ angebracht. 
Die Verwalterin beauftragte die Beklagte, das Fahrzeug abzuschleppen, es anschließend zu ver-
wahren und vor Wertminderung sowie unbefugtem Zugriff Dritter zu sichern. Die Beklagte ver-
brachte das Fahrzeug noch am selben Tag auf ihr Firmengelände. Kurz darauf forderte der 
Kläger von der Beklagten schriftlich unter Fristsetzung, das Fahrzeug herauszugeben. Auf das 
Schreiben erfolgte keine Reaktion.

Mit seiner Klage hat der Kläger von der Beklagten zunächst die Herausgabe seines Fahrzeugs 
verlangt. Nach erfolgter Herausgabe während des Prozesses haben die Parteien die Herausga-
beklage übereinstimmend für erledigt erklärt. Gegenstand des Verfahrens war dann nur noch 
die Frage, wer die Standkosten tragen musste.

Herausgabeverlangen: Auf den Zeitpunkt kommt es an
Die Sache ging bis vor den Bundesgerichtshof (BGH). Dieser entschied: Zu erstattungsfähigen 
Kosten für die Entfernung eines unbefugt auf einem Privatgrundstück abgestellten Fahrzeugs 
zählen auch die Kosten, die im Zusammenhang mit der Verwahrung des Fahrzeugs im  
Anschluss an den Abschleppvorgang entstehen. Das gilt aber nur bis zu einem Herausgabever-
langen des Halters.

Es kommt auch ein Anspruch auf Ersatz von Verwahrkosten in Betracht, wenn der das Fahrzeug 
herausverlangende Halter nicht bereit ist, im Gegenzug die für das Abschleppen und die Ver-
wahrung angefallenen ortsüblichen Kosten zu zahlen und der Abschleppunternehmer darauf-
hin die Herausgabe des Fahrzeugs verweigert, sodass der Halter in Annahmeverzug gerät.

QUELLE  |  BGH, Urteil vom 17.11.2023, V ZR 192/22, Abruf-Nr. 238584 unter www.iww.de

Rücksichtslos und unbelehrbar
Die handelnden Polizeibeamten hätten daher zu Recht annehmen dürfen, dass es sich bei dem 
Antragsteller um einen rücksichtslosen Verkehrsteilnehmer sowie eine unbelehrbare Person 
handelte und damit die konkrete Gefahr der Wiederholung erheblicher Verkehrsverstöße  
bestanden habe. Aufgrund der besonderen Sachlage und des fehlenden Einsichtsvermögens 
hätten sie nach dem Anhalten des Antragstellers daher vom Fortbestehen der Gefahrenlage 
ausgehen und das Fahrzeug sicherstellen dürfen.

QUELLE  |  VG Neustadt, Beschluss vom 18.3.2024, 5 L 193/24.NW, PM 5/24
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Fahrer des Kfz muss gegenüber der Kasko-Versicherung 
keine Angaben machen
|  In der Kasko-Versicherung ist der Fahrer eines Kfz nicht mitversichert. Er ist folglich wie 
ein beliebiger Dritter zu behandeln. So entschied es das Oberlandesgericht (OLG) Dresden.  |

Es ging um einen Verkehrsunfall. Die entscheidende Frage war, ob der Beklagte, ein Fahrer in 
einem Tiefbauunternehmen, seine Pflichten aus dem Versicherungsvertrag verletzt hatte,  
indem er das Schadensereignis nicht unverzüglich angezeigt und sich nicht vollständig erklärt 
hatte. Ihm wurde vom Kläger vorgeworfen, er habe zudem den Unfallort entgegen seiner Ver-
pflichtung verlassen, um die erforderlichen Feststellungen zu ermöglichen. Insbesondere kön-
ne nun nicht mehr nachvollzogen werden, ob der Beklagte unter Alkoholeinfluss gestanden 
habe. Der Versicherer habe keine Feststellungen – auch zum Schadensumfang – treffen kön-
nen.

Das OLG: Anders, als in der Haftpflichtversicherung, ist der angestellte Fahrer keine mitversi-
cherte Person. Das beruht darauf, dass er kein eigenes Sachinteresse hat.

Die Folge: Der Fahrer war gegenüber dem Versicherer zu keinen Angaben verpflichtet.

Es kommt hinzu, dass der Fahrer weder am Abschluss des Versicherungsvertrags mitgewirkt 
hat noch sonstige Kenntnis von dessen Inhalt hatte. Es würde dem Grundsatz der Privatautono-
mie widersprechen, ihm unter diesen Umständen vertragliche Obliegenheiten aufzuerlegen.

QUELLE  |  OLG Dresden, Urteil vom 21.8.2023, 4 U 476/23, Abruf-Nr. 238144 unter www.iww.de

WERTMINDERUNG

Wenn das Fahrzeug vor dem Unfall bereits verkauft war
|  War das aktuell verunfallte Fahrzeug bereits vor dem Unfall verkauft mit der Maßgabe, dass 
es bei Lieferung des unfallunabhängig bestellten neuen Fahrzeugs übergeben wird, kann die 
Wertminderung auch aufgrund des konkreten Verkaufsverlustes bestimmt werden. So ent-
schied es das Amtsgericht (AG) Rheinbach.  |

 
Käufer trat zu Recht vom Kauf zurück
Der Käufer war berechtigt, vom Kauf zurückgetreten, denn er hat ein unfallfreies Fahrzeug  
gekauft, das der Verkäufer jetzt nicht mehr liefern kann. Der ersatzweise getätigte Verkauf nach 
der Instandsetzung brachte 4.000 Euro weniger ein.

Entgangener Gewinn
Diesen Differenzbetrag hat das AG unter dem Gesichtspunkt des entgangenen Gewinns zuge-
sprochen. Es hat allerdings 150 Euro abgezogen, die der Versicherer bereits als Wertminderung 
erstattet hatte.

QUELLE  |  AG Rheinbach, Urteil vom 25.1.2024, 5 C 73/23, Abruf-Nr. 240251 unter www.iww.de


